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KantonLuzern Samstag, 23. Oktober 2021

Direkt aus den Parteien
Die Session vomMontag undDienstag steht imZeichen desBudgets
für das kommende Jahr sowie des Aufgaben- und Finanzplans bis
2025. Viel zu reden gebenwird der von den Bürgerlichen unterstütz-
te Antrag der Planungs- und Finanzkommission, die Steuern bereits
im kommenden Jahr um0,1 auf 1,6Einheiten zu senken. Die Regierung
beantragt eine Senkung in zwei Schritten: für 2022 auf 1,65 Einheiten
und erst ab 2023 auf 1,6Einheiten.

Für Gesprächsstoff sorgen wird zudem der Antrag der Staatspoliti-
schen Kommission, das Stimmrechtsalter nicht von 18 auf 16Jahre
zu senken, wie dies eine Einzelinitiative der Grünen verlangt.

Wegen Corona sind die Sitzungen vom Montag und Dienstag
(jeweils 9 bis 12 und 14 bis 18 Uhr) in der Stadthalle Sursee für die
Öffentlichkeit nicht zugänglich. Die Session wird jedoch wie schon
bei früherenDebatten im Livestreamaufwww.lu.ch übertragen. (nus)

SVP

BevölkerungundWirtschaftbeteiligen
DerKantonLuzernmusste in
den letzten Jahren verschiedene
Massnahmen zurKonsolidie-
rungdes Finanzhaushalts
ergreifen. Seither hat diewirt-
schaftlicheEntwicklung – trotz
Corona –weiter anFahrt ge-
wonnen.Dankder Steuerstrate-
gie sprudeln die Steuereinnah-
menergiebig, undmit den
deutlich höherenAuszahlungen
derNationalbank ergibt sichdie
Chance, dieBevölkerung am
Aufschwung zubeteiligen.

Bereitsmit derVeröffent-
lichungdesBudgets hat die SVP
eine stärkere Steuersenkung
auf 1,6Einheiten gefordert.
Angesichts der gutenZahlen

undder erheblichenReserven
ist dieseMassnahmemehr als
gerechtfertigt.Denndie Steuer-
zahlendenhaben andenSpar-
paketender letzten Jahre den
mitAbstandgrösstenTeil
getragen. Sowurdender
Steuerfuss erhöht, dieTarife für
VermögenundDividenden
nachoben angepasst und
Abzüge gekürzt.Die Steuerfuss-
senkung ist der richtigeWeg,
dennvon ihr profitieren alle
Bevölkerungskreise unddie
Wirtschaft gleichermassen.

Die SVP ist erfreut, dass sich
die bürgerlichenPartner auf
eine gemeinsamePosition von
1,6Einheiten einigen konnten.

DiesePartnerschaft ist auch für
dieZukunftwichtig,wennes
darumgeht, denKantonLuzern
als Standort noch attraktiver zu
machen.DenndieNachbarkan-
tone schlafennicht: Auch sie
nutzendie erhöhtenNational-
bankgelder, um ihre Position
im Standortwettbewerbweiter
zu verbessern.

Armin Hartmann, Schlierbach

SP

SteuersenkungamfalschenOrt
ZehntausendenwurdePrä-
mienverbilligung gestrichen,
bei derBehandlung akuter
psychischenProblemevon
Kindernund Jugendlichen
bestehen langeWartezeiten,
bezahlbareKitas sind für viele
Wunschdenken, dasGeld für
Gebäudeisolierung ist dieses
Jahr ausgegangen – die Liste
liesse sich fortsetzen. Entgegen
dazu steht einKanton, der dank
Nationalbankgeld undguter
Konjunktur 550Millionen auf
der Seite hat und einenGewinn
von 55Millionen schreibt.

Die Versäumnisse aus der
Vergangenheit werden den
Kanton aber einholen. Laut
Bundesrat kommen allein bei

der Prämienverbilligung 50 bis
70MillionenMehrkosten auf
Luzern zu. Der Kantonwird die
Spitäler für Leistungenwie
Notfalleinsätze korrekt abgel-
tenmüssen – 30Millionen
Franken. DieMassnahmen, die
sich aus Klimamassnahmen
undGleichstellungsbericht
ergeben, fehlenmehrheitlich.

DieAufgaben sind gross, die
Antwort ist zu plump: Steuern
senken.Unddannnoch am
falschenOrt. Eine Steuerfuss-
senkungbringt jenenmit dem
höchstenEinkommenund
Grossunternehmenvielmehr
alsNormalverdienenden.Die
bezahlen vergleichsweise hohe
Steuern. Bei einemEinkommen

von200000Frankenkann so
1000Frankengespartwerden,
jemandmit 50000nur gerade
170Franken.

Die SP steht für einen
Kanton, der nur so viel Geld
einnimmt, wie er auch braucht,
umdieHerausforderung
effizient zu erfüllen. Es braucht
aber auch eine Regierung, die
sich denen stellt.

Michael Ledergerber, Luzern

Grüne

JungenMenscheneineverdienteChancegeben
«Wirwollenmitbestimmen!»
Diese Forderung haben zahl-
reiche Jugendliche diese
Woche in einemVideo an uns
Kantonsrätinnen undKantons-
räte gerichtet. Ihre Botschaft
ist klar:Wir wollen nicht nur
über Politik hören und in der
Schule lernen –wir wollen
mitbestimmen können. Der
Luzerner Kantonsrat hat die
Chance, demRuf dieser jungen
MenschenGehör zu schenken.
AmMontag stimmt der Kan-
tonsrat über einen Vorstoss für
die Einführung des Stimm-
rechtsalters 16 imKanton
Luzern ab. DieUnterstützung
dafür ist breit: JungeGrüne,
Grüne, JungeMitte, SP, GLP,

Juso und JungeGLP haben sich
offiziell dafür ausgesprochen –
und auch viele Kantonsrätin-
nen undKantonsräte der
Mitte-Fraktion haben den
Vorstossmitunterzeichnet.

UnsereDemokratie wird
stärker, jemehrMenschen
daran teilhaben können. Vor
genau 50 Jahrenwurde das
Frauenstimmrecht eingeführt,
seit 30 Jahren dürfen 18- und
19-Jährigemitbestimmen. Es
ist Zeit für den nächsten
Schritt. Stimmrechtsalter 16
nimmt niemandemetwasweg,
tut nicht weh, kostet nichts und
führt zu keinemMehraufwand.
Hochrangige Studien und
Erkenntnisse der Entwick-

lungspsychologie zeigen
zudem, dass 16-Jährige genau-
so gut abwägen und ihre eigene
Meinung bilden könnenwie
Erwachsene.

Darum:Wagenwir einen
Schritt in Richtungmehr
Demokratie undmehrMitbe-
stimmung. Gebenwir jungen
Menschen eineChance, sie
haben es verdient.

Samuel Zbinden, Sursee

GLP

ZuerstmüssendieHausaufgabengemachtwerden
Noch vor einem Jahr gehörten
zu den Finanzaussichten hohe
Defizite und das Aussetzten
der Schuldenbremse. Nun
stellt die Nationalbank deut-
lich grössere Ausschüttungen
in Aussicht und der Regie-
rungsrat denkt gleich an
Steuersenkungen. Und das,
obwohl bedeutende Infra-
strukturprojekte anstehen
oder die Coronakrise noch
nicht ausgestanden ist. Eben-
falls ein Punkt: Es stehen
grosse Aufgaben an, deren
Finanzierung noch nicht im
Ansatz gesichert ist.

Darum ist es aus Sicht der
Grünliberalen jetzt noch zu
früh, um eine Steuersenkung

zu beschliessen. In der Pflege,
der Digitalisierung und im
Klimaschutz gibt es im Kan-
ton Luzern ausgewiesenen
Nachholbedarf. Nach den
unzähligen Sparrundenmüs-
sen wir jetzt, wo endlich
genügend Geld vorhanden ist,
gezielt da investieren, wo der
Schuh drückt. ZumNutzen
unserer Bevölkerung und
sowie zumNutzen der zu-
künftigen Generation.

Wir Grünliberalen sind
offen dafür, diese Diskussion
beim Voranschlag 2023 wie-
der aufzunehmen. Aber jetzt
müssen wir zuerst unsere
Hausaufgabenmachen.
Heisst: Die Finanzierung der

anstehenden Aufgabenmuss
gesichert sein. Das sind wir
derWirtschaft und unserer
Bevölkerung im Kanton
Luzern schuldig.

Ursula Berset, Buchrain

FDP

LehrenausderVBL-Subventionsaffäreziehen
Betriebliche Autonomie oder
parlamentarische Einflussnah-
me? Rechtlich selbstständige
Organisationen, an denen der
Kanton beteiligt ist, unterste-
hen der parlamentarischen
Steuerung undAufsicht. Dazu
zählen zumBeispiel die Luzer-
ner Kantonsspital AG, die
Gebäudeversicherung oder
auch Stiftungenwie Brändi. Im
Fokus der Beteiligungsstrate-
gie steht diesesMal aber der
Verkehrsverbund Luzern.

Nach der Subventionsaffäre
der Verkehrsbetriebe Luzern
(VBL) hat dieAufsichts- und
Kontrollkommission desKan-
tonsrates unter Leitung der
FDP-Kantonsrätin IreneKeller

einRechtsgutachten betreffend
der «PublicCorporateGover-
nance desKantons Luzern» in
Auftrag gegeben.DiesesGut-
achten liegt seit Frühling 2021
vor undwurde unmittelbar vor
der Beteiligungsstrategie
veröffentlicht. Im 77-seitigen
Rechtsgutachten sind eine
Vielzahl vonEmpfehlungen
aufgeführt. Diesewurden in
der nun vorliegendenBeteili-
gungsstrategie aber nichtmehr
berücksichtigt.

Die FDP erachtet die
Beteiligungsstrategie deshalb
als unvollständig undwird sie
an denRegierungsrat zurück-
weisen.Mit der Rückweisung
hat die Regierung dieMöglich-

keit, die Empfehlungen aus
demRechtsgutachten sowie
weitere Bemerkungen ange-
messen zu berücksichtigen. Sie
soll damit sowohl gegenüber
demKantonsrat als auch
gegenüber der Bevölkerung
zeigen, dass Lehren aus der
VBL-Affäre gezogenwurden
und sie die Empfehlungen aus
demGutachten umsetzenwill.

Andreas Bärtschi, Altishofen

Die Mitte

Finanzpolitik:Herbstzeit istErntezeit
AmMontag beratenwir das
Budget 2022 unddiemittelfris-
tige Finanzplanung.Die Fi-
nanzsituation hat sich innert
einem Jahr stark verbessert.
Warum?TrotzCorona ist die
Wirtschaftslage sehr gut.
Darum sind auch die Steuerein-
nahmenhöher als vor einem
Jahr angenommen.Die von der
Mitte angestossene Finanzpoli-
tik der letzten Jahre greift.

EinweitererGrund sind die
Ausschüttungen derNational-
bank (SNB). In den nächsten
Jahren erhält unser Kanton
zusätzliche 128Millionen pro
Jahr.Das ist erfreulich, birgt
aber auch dieGefahr der

Abhängigkeit. DieMittewill
die SNB-Ausschüttungen
verstetigen undwird dazu
einenVorstoss einreichen.Wir
wollen zukünftige Sparpakete
verhindern, sollten dieAus-
schüttungen der SNBplötzlich
massiv kleinerwerden.

Die zusätzlichen SNB-Gel-
derwollenwir gezielt für die
Luzerner Bevölkerung einset-
zen.Wir unterstützen den
Vorschlag der Regierung, in
mehrerenBereichen die Leis-
tungen zu verbessern.Weiter
fordernwir einenKlimafonds
sowie die Sicherstellung einer
gut funktionierendenGesund-
heitsversorgung in allenRegio-

nen.Wir sind überzeugt, dass
wir einenTeil der SNB-Gelder
direkt der Bevölkerung zur
Verfügung stellen sollen.
Darumwerdenwir auch die
Steuerfusssenkung unterstüt-
zen.Wir sind glücklich, dass
wir nun dank unserer Finanz-
politik auch finanziell in der
Erntezeit angekommen sind.

Guido Roos,Wolhusen


